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Dieselrußbelastung in der Mühlenstraße:

Feinstaub-Messungen notwendig ! 
mmer mehr Barmstedter/
innen sind durch den zuneh-
menden LKW-Verkehr in un-

serer Stadt „genervt”. Die oft sehr 
schnell fahrenden LKWs erzeugen 
nicht nur Lärm sondern auch ge-
fährliche Abgase. Anwohner der 
Königstraße haben sich bereits
zusammengeschlossen und set-
zen sich für notwendige Verände-
rungen ein. Durch den LKW-Ver-
kehr, vor allem verursacht durch
den seinerzeit von FWB, CDU und 
SPD genehmigten Bau der Meie-
rei/Käsefabrik, sind besonders die 
Anwohner rund um die Meierei/
Käsefabrik betroffen. Bis zu 500 
LKW-Bewegungen gibt es laut 
Verkehrsgutachten der Stadt auf 
der Mühlenstraße. Mehrere Hun-
dert  Rangier-Bewegungen auf 
dem Firmengelände der Meierei/
Käsefabrik täglich. Ein unerträgli-
cher Zustand. 

Im Herbst 2015 wandte sich 
die Anwohnerinitiative „Mut zur 
Vernunft” mit Forderungen nach 
einem Lärm- und Feinstaub/Die-
selrußgutachten an das Umwelt-
ministerium in Kiel sowie an alle
Fraktionen der Barmstedter 
Stadtvertretung. Nach eingehen-
der Beratung beschloss der Um-
weltausschuss der Stadt zunächst 
einen Sachverständigen mit der 
Prüfung vorhandener Gutachten 
und Messergebnisse zu beauftra-
gen. In einer der nächsten Sit-
zung des Umweltausschusses will 
dann der Ausschuss über die Em-
pfehlungen des Prüfers beraten.
Danach soll über die Erstellung 
neuer Gutachten entschieden 
werden.

In einer Stellungnahme hat 
das Umweltministerium in Kiel die 
Forderung nach Feinstaub/Diesel-
rußmessungen zunächst abge-
lehnt. Begründet wurde dies da-
mit, dass nicht einmal bei stärker 
befahrenen Straßen in Schleswig-
Holstein die festgelegten „Grenz-
werte” überschritten werden. Ein 
Sprecher der CDU-Rathausfrakti-
on hielt  daraufhin eine wei -
tere Beratung dieses Themas auch 
nicht mehr für notwendig. Was 
hier aber der Öffentl ichkeit
verschwiegen wird, ist der Sach-
verhalt, dass in Deutschland die 
„Grenzwerte”, auf Druck der Au-
tomobilindustrie, doppelt so hoch 
festgelegt wurden, wie sie von 
der Weltgesundheitsorganisation 

(WHO) für erforderlich gehalten 
werden. In einem Land, in dem 
die Automobilindustrie Abgas-
werte mit manipulierter Software 
verfälscht, in dem mit der „Just in 
t ime”-Produktion die Werk-
bänke und Lagerstätten der Be-
triebe auf die Straßen verlegt 
werden und die gestiegenen LKW-
Zahlen unerträgliche Ausmaße 
angenommen haben, wird auf 
die Gesundheit der Bevölkerung 
wenig Rücksicht genommen. 

Die WHO hat die Abgase aus 
Dieselmotoren, die vor allem in
LKW eingebaut werden, für Men-
schen als sicher krebserregend 
eingestuft und somit auf die Stu-
fe mit Asbest und Arsen gestellt.
Die Zunahme der Herz-Kreislauf-

erkrankungen und Atemwegser-
krankungen durch Feinstaub/
Dieselruß führen zu mehreren 
10.000 Todesfällen, stellte das 
Umweltbundesamt im März 2015 
fest. 

Der Anteil grober Rußpartikel 
in Dieselabgasen wurde in den 
letzten Jahren zwar durch den 
Einsatz moderner Filtertechnik 
verringert. Gefährlich sind aber 
nicht so sehr diese, sondern die 
lungengängigen, sehr kleinen 
Rußteilchen und die Gase, die 
nicht herausgefiltert werden. 
Sie sind zum Teil kleiner als 0,1 
Mikrometer (µm); das ist ein 
Tausendstel des Durchmessers ei-
nes Menschenhaares. Die Menge 
dieser ultrafeinen Rußteilchen hat 

durch neue Techniken in Diesel-
motoren zugenommen. Je kleiner 
die Partikel sind, desto tiefer drin-
gen sie in die Lunge ein. Gegen-
über feinen und ultrafeinen Par-
tikeln versagen die natürlichen 
Abwehrmechanismen der Lunge. 
Denn die Fresszellen der Lunge, 
die Makrophagen, können diese 
feinen Rußpartikel nicht mehr 
erkennen. So dringen sie bis in 
die feinsten Verästelungen der 
Lungen vor. Dort setzen sie sich 
fest und lösen Entzündungen aus. 
Durch ihre ultrafeine Struktur 
können die Partikel auch direkt 
in die Blutbahn gelangen und im 
ganzen Körper verteilt werden.

Kinder sind einer höheren 
Konzentration der Schadstoffe 
ausgesetzt als Erwachsene, weil 
Autoabgase bis zu einer Höhe 
von 1,5 Meter stark konzentriert 
auftreten - direkt auf Nasen-
höhe der Kinder. Hinzu kommt, 
dass Kinderlungen einen relativ 
höheren Luftdurchsatz als die von 
Erwachsenen haben. Außerdem 
sind Kinderlungen empfindlicher 
und durchlässiger. Damit erhöht 
sich auch die Wahrscheinlichkeit, 
dass die Kleinstrußpartikel in die 
Blutbahn gelangen.

Wie hoch die Belastung durch
Feinstaub/Dieselruß in umliegen-
den Wohngebieten ist, vor allem 
in der Mühlenstraße im Bereich 
der Ein- und Ausfahrten der Mei-
erei/Käsefabrik, lässt sich nur 
durch Messungen feststellen.
Diese Ergebnisse müssen endlich 
den Anwohnern zugänglich ge-
macht werden.

I

n 2010 hatte der Abwas-
serzweckverband AZV, in
dem auch die Stadt Barm-

stedt Verbandsmitglied íst, be-
gonnen ein Breitbandnetz zu 
errichten und dafür die Toch-
tergesellschaft „azv Breitband 
GmbH“ gegründet. Seit Ende 
2011 war der AZV Südholstein 
alleiniger Gesellschafter des 
Tochterunternehmens. Die Aus-
bauaktivitäten des Netzes wur-
den in 2013 gestoppt, da der 
AZV für den Aufbau eines Breit-
bandnetzes  nicht die notwen-
dige Genehmigung durch die 
Verbandsmitglieder hatte: er 
durfte im Grunde da gar nicht 
sich betätigen. Im Laufe der 
Jahre waren erhebliche Verlus-
te aufgelaufen. Jetzt wurde die 
Breitbandsparte nach Aus-
schreibung mit Verlusten an 
die neu gegründete „Breitband 
Geest-Marsch“ abgestoßen. 
Die Bevölkerung erfährt so gut 
wie nichts. Die BALL-Fraktion 
hat deshalb in dieser Frage an 
die Bürgermeisterin als Ver-
treterin der Stadt Barmstedt 
folgende Anfragen gerichtet: 
1) Wie hoch waren die ange-
laufenen Verluste bei der „AZV 
Breitband GmbH“?  
2) Wie hoch ist das gegeben-
falls verbleibende Defizit nach
der Entäußerung der Breitband-
sparte? 
3) Inwieweit sind die Gebüh-
renzahler im Abwassernetz von 
den ggf. Verlusten betroffen? 
4) Wer trägt die Verantwor-
tung mit welchen Konsequen-
zen dafür, dass offenbar einige 
Millionen(?) verbrannt wurden?

I

Wie hoch sind 
die Verluste bei 
der AZV-Breit-
band GmbH?

Soziale Situation in Barmstedt:

Mehr als 1000 Menschen in Armut. 
E nde 2015 lebten in Barm-

stedt 307 arbeitslose Perso-
nen mit Bezug von Arbeits-

losengeld. Weiterhin lebten 567 
Menschen in Hartz-IV-Bedarfs-
gemeinschaften, darunter 159 
Kinder und Jugendliche. Etwas 
mehr als 140 Rentnerinnen und 
Rentner bzw. Erwerbsgeminder-
te bezogen Grundsicherung und
40 Personen Hilfe zum Lebensun-
terhalt. 71 Bewohner in Pflege-
einrichtungen werden von Seiten 
der Stadt bei der Übernahme der
 Heimkosten unterstützt. Zusam-

mengefasst:  Mehr als 1000 Men-
schen oder gut 10 % der Bevölke-
rung leben in finanziell-prekären 
Verhältnissen. Hinzu kommen 
weitere – vor allem Rentnerinnen 
und Hartz-IV-„Aufstocker“ mit 
sehr geringem Arbeitseinkommen 
–, die ihre bescheidenen Rechte 
nicht in Anspruch nehmen. „Die 
BALL hat in den letzten Jahren im-
mer wieder Initiativen gestartet, 
um die soziale Lage der Arbeits-
losen und Hartz-IV-Bezieher in 
Barmstedt etwas zu erleichtern. 
Das werden wir auch weiterhin 

machen. Aktuell werden wir bei
der Ausweisung von neuen Bau-
gebieten darauf achten, dass mo-
derner bezahlbarer Mietwohnungs-
bau entsteht“, so BALL-Fraktions-
sprecher Dr. Günter Thiel. Eines 
der Hauptprobleme allerdings, 
nämlich die Durchsetzung eines
existenzsichernden und menschen-
würdigen deutlich höheren Mindest-
satzes für den Lebensunterhalt, 
muss jedoch auf Bundesebene 
gelöst werden. Dabei unterstützt 
die BALL die Forderungen der 
LINKEN im Bundestag: Kurzfristig 

müssen die Hartz-IV-Regelsätze 
auf 500 Euro erhöht werden und 
insbesondere sind die Regelsät-
ze für Kinder und Jugendliche 
deutlich anzuheben. Kinder und 
Jugendliche müssen perspekti-
visch durch eine sehr viel höhere 
Kindergrundsicherung abgesi-
chert werden. Die Sanktionen, 
durch die jährlich Zehntausende 
und ganz besonders früh junge 
Menschen noch unter das Exis-
tenzminimum gedrückt werden, 
müssen abgeschafft werden.
 

Verschlechterungen 
für Alleinerziehende 
abgewehrt
Ein Gesetzentwurf von Arbeits-
ministerin Nahles (SPD) sah vor
bei Alleinerziehenden mit Hartz-
IV die Gelder für jeden Tag zu 
streichen, den das Kind beim an-
deren Elternteil verbringt. Doch 
die Proteste von LINKE und 
GRÜNE im Bundestag, Sozialver-
bänden und Arbeitsloseninitiati-
ven waren heftig, und so wurden 
die unsozialen Kürzungspläne 
zurückgezogen.

Planung eines weiteren 
Kindergartens überfällig!  

um Kindergartenjahr 2016/2017 stehen 116 Kinder für den 
Kita-Bereich (58), die Krippen (47) bzw. den Hort (11) auf 
den Wartelisten der Kindergärten. Im darauf folgenden Jahre 

werden es voraussichtlich 117 Kinder sein. Diverse Eltern weichen 
auf Tagesmütter oder Umlandgemeinden aus, für die Barmstedt die 
Zuschüsse erstatten muss. Es entstehen weitere Baugebiete, die 
Einwohnerzahl und die Nachfrage nach Kita-Plätzen wachsen. Die 
Planung eines weiteren Kindergartens ist notwendiger denn je. Man 
kann nicht immer neue Baugebiete ausweisen und mit der notwendi-
gen sozialen Infrastruktur nicht hinterher kommen.

Z

em Hamburger Abend-
blatt konnte man ent-
nehmen, dass in Schles-

wig-Holstein ca. 70 Stellen be-
kannt sind, an denen Reste 
aus den Ölbohrungen abge-
lagert wurden. So gibt es in 
Bokel und auch Lutzhorn Bohr-
schlammablagerungen. Das 
berührt u. a. das Grundwas-
sereinzugsgebiet Barmstedts, 
und dementsprechend erkun-
digt sich die BALL nach einer 
möglichen Gefährdung. 

Bohrschlamm- 
ablagerungen
in Lutzhorn ?
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olange die sozialistischen 
Länder existierten, galt in
der Bundesrepubl ik 

Deutschland ein im Grundgesetz 
(Art. 16, 2) verankertes uneinge-
schränktes Asylrecht: „Politisch 
Verfolgte genießen Asylrecht.“

1993 wurde dieses Grund-
recht durch eine Grundgesetzän-
derung von CDU, CSU, FDP und 
der damals oppositionellen SPD
massiv eingeschränkt; die ent-
sprechenden Bestimmungen fin-
den sich in Art. 16a des Grund-
gesetzes.

Im vergangenen Jahr sind 
über eine Million Flüchtlinge nach 
Deutschland gekommen – zu

einem beträchtlichen Teil aus Sy-
rien, aus dem Irak und aus Afgha-
nistan. Vielen Menschen dort hat 
der Krieg die Lebensgrundlage 
entzogen, ihr Leben wird durch 
Terror und Bomben bedroht. Die 
Flüchtlinge gelangten über die 
sogenannte Balkanroute und 
Österreich nach Deutschland. 
Bundeskanzlerin Merkel bezeich-

nete im September 2015 die Auf-
nahme der Flüchtlinge als natio-
nale Aufgabe und erntete heftige 
Kritik in ihrer sich christlich nen-
nenden Partei und noch größere
Kritik aus dem bayrischen Able-

ger, der sich gar „christlich-sozial“
nennt.

In diesem Punkt hatte die 
Kanzlerin jedenfalls unsere volle 
Zustimmung und Unterstützung; 

und finanzielle Mittel dürften in 
dieser Frage kein Problem sein, 
hatte die Bundesrepublik nach An-
gaben des Verteidigungsminis-
teriums für den zwölf Jahre wäh-
renden Einsatz im Afghanistan-

Stacheldraht oder Menschlichkeit? 

Krieg doch immerhin 8,8 Milliar-
den Euro ausgegeben.

In der Bevölkerung entwickel-
te sich eine große Hilfsbereit-
schaft gegenüber den Menschen 

S

Ein Gespenst geht um in Europa – 

Ein Gespenst namens „TTIP“. 
D ie Oberen in der Europä-

ischen Union (EU) und
in unserem Land die 

CDU/CSU/SPD-Regierung woll-
ten dieses Abkommen mit den 
USA möglichst unbemerkt ver-
abschieden. Denn es geht um 
einen sprunghaften Anstieg der
Einflussnahme der großen inter-
nationalen Konzerne – zu Lasten 
der Bevölkerung.

Und die Geheimhaltung hat-
te skandalöse Ausmaße ange-
nommen. Selbst die gewählten 
Abgeordneten des Bundestages 
durften erst – nach massiven 
Protesten – seit Januar 2016 die
bisher ausgehandelten Dokumen-
te im Raum B 0.010 des Wirt-
schaftsministeriums einsehen. 
Sie dürfen sich aber keine Noti-
zen machen und auch nicht wei-
ter sagen, was sie gelesen haben.

Erst die Veröffentlichung der 
Papiere durch Greenpeace vor 
einigen Wochen hat Licht ins 
Dunkel gebracht.

Genau genommen handelt 
es sich bei TTIP um ein „Freihan-
dels- und Investitionsschutzab-
kommen“ zwischen der EU und 
den USA. Freihandel -  das heißt, 
dass Handelsbeschränkungen ab-
gebaut und z.B. technische Nor-
men und Vorschriften angegli-
chen werden sollen. Das kann 
von Vorteil sein – muss es aber 
nicht!  In vielen Bereichen des
täglichen Lebens sollen „An-
gleichungen“ vorgenommen 
werden. Davon können betrof-
fen sein: das Lebensmittelrecht, 

das staatliche Schulmonopol , 
das Betriebsverfassungsrecht, 
Arbeitsschutzvorschriften, der 
Umweltschutz bis hin zur Pla-
nungshoheit der Kommunen und 
die Eigenständigkeit kommuna-
ler Einrichtungen. Wenn in Euro-
pa und den USA die Steckdosen 
und Stecker oder Gewindeschrau-
ben und Muttern gleich sind, ist 
es durchaus gut. Wenn aber ein 
US-Konzern der Stadt Barmstedt 
z.B. in eine Umweltvorschrift 
reinreden darf, ist dieses abzu-
lehnen. Investitionsschutz – das 
heißt, dass die Konzerne ganze 

Länder erpressen können um 
ihre Profite zu steigern und ab-
zusichern! Beispiel: Ein US-Kon-
zern will mittels Fracking in 
Schleswig-Holstein Erdgas fördern. 
Wenn er dazu keine Erlaubnis 
bekommt, kann er das Land auf 

„entgangenen Gewinn“ verkla-
gen. Und verhandelt werden 
soll so eine Klage vor einem 
geheimen Schiedsgericht , das 
nicht etwa aus Richtern besteht 
sondern aus internationalen 
Wirtschaftsanwälten!

Auf ihrer Internetseite macht
die Merkel-Partei große Reklame

für diese Abkommen. Danach 
wird angeblich alles viel besser 
und schöner. So wird für Europa 
ein Wirtschaftswachstum von 
0,5% prognostiziert. Was nicht 
gesagt wird: 0,5% in 10 (!!) Jah-
ren, also pro Jahr 0,05%. Dort
heißt es u.a. auch: „In Deutsch-
land können bis zu 200 000 zu-
sätzliche Arbeitsplätze entste-
hen“. Können – müssen aber 
nicht! In Nordamerika gibt es 
bereits ein Abkommen namens 
NAFTA zwischen den USA, Ka-
nada und Mexiko. Seitdem die-
ses in Kraft getreten ist, sind in

den USA 600.000 und in Kanada 
400.000 Arbeitsplätze ver-
nichtet worden; und in Mexiko 
sind die Maisbauern verarmt, 
weil das Land mit bill igem US-
Mais überschwemmt wird.Und 
weiter hört man von der Bundes-
CDU: „Durch weniger Bürokratie 
können viele Preise sinken…. 
Kosmetika (können) um ein Vier-
tel …billiger werden“. Was nicht 
gesagt wird: In Deutschland ste-
hen rund 1200 chemische Sub-
stanzen auf der Verbotsliste für 
Kosmetika, weil diese Substan-
zen gesundheitsschädlich sind. In 
den USA sind gerade mal 11 (!!)
Chemikalien verboten. (Und 
nebenbei: wer möchte schon so 
eine Frisur haben wie Donald 
Trump?).

Die Menschenrechtsorgani-
sation Oxfam prangert die Ar-
beitsbedingungen in der US-Ge-
flügelindustrie an. Einer „über-
wältigenden Mehrheit“ der 
250.000 Arbeiter werde der 
Gang auf die Toilette verwei-
gert; manchen werde sogar mit 
Entlassung gedroht, sollten sie 
Pausen fordern. In dem Bericht 
heißt es: „Die Arbeiter erleich-
tern sich, wenn sie am Fließband 
stehen; sie tragen Windeln bei 
der Arbeit.“(Meldung in „FOCUS 
online“ am 13.05.2016) Sollen 
solche Zustände auch bei uns 
eingeführt werden?!?

Von der Öffentlichkeit weit-
gehend unbemerkt ist von der
EU mit Kanada bereits das CETA-
Abkommen ausgehandelt wor-
den. Dies‘ birgt die gleichen 
Gefahren wie TTIP.

Die Barmstedter Stadtvertre-
tung hat auf ihrer Sitzung im
Febr. 2015 einstimmig eine Reso-
lution gegen TTIP verabschiedet.

Jetzt kommt es darauf an, „un-
sere“ Abgeordneten im EU-Par-
lament und im Bundestag aufzu-
fordern sich konsequent gegen 
die Verabschiedung dieser Ab-
kommen einzusetzen!

Nach Demonstrationen im
letzten Oktober mit rund 250.
000 Teilnehmern in Berlin und 
im Mai 2016 mit ca. 90.000 
Beteiligten in Hannover ist für 
den 17. September ein weiterer 
bundesweiter Aktionstag ge-
plant. Unter anderem soll dann 
eine Demonstration in Hamburg 
stattfinden. Die BALL ruft schon 
jetzt dazu auf, diese Aktion zu 
unterstützen.
Gespenster werden dort gebo-
ren, wo die Vernunft schläft!
Zeigen wir den Regierenden, 
dass wir nicht schlafen!

Herbert
Flick

in großer Not, die Städte und Ge-
meinden standen vor der Heraus-
forderung, die Flüchtlinge unter-
zubringen und zu versorgen.

In Barmstedt und den 
umliegenden Gemeinden sind 

225 Flüchtlinge untergebracht. 
Dank der Arbeit vieler ehren-
amtlicher Helfer können wir von 
einer echten Willkommenskultur 
sprechen. Sportvereine, Schulen, 

Kirche, Stadtverwaltung und auch 
die politischen Parteien tragen in 
Barmstedt dazu bei, dass die vor 
Verfolgung und Terror geflohe-
nen Menschen nicht als Problem 
betrachtet werden, sondern als 
Menschen in großer Not, die in 
jeder Weise Hilfe verdient haben.

Angesichts der hohen Flücht-
lingszahlen letzten Jahres ist die 
Stadtverwaltung geradezu ver-
pflichtet gewesen, weitere Unter-
bringungsmöglichkeiten zu 
sichern, denn vor einem halben 
Jahr ist die weitere Entwicklung 
nicht abzusehen gewesen.

Seit Beginn 2016 fällt die An-
zahl der Flüchtlinge kontinuier-
lich; im April sind rund 16.000 
eingereiste Asylsuchende in 
der Bundesrepublik registriert 
worden. Wo liegen die Ursachen 
für diese Entwicklung:

Für Menschen auf der Flucht 
ist der Weg von der Türkei über 
den Balkan nach Deutschland mit 
Stacheldraht versperrt.

Bundeskanzlerin Merkel hat 
eine radikale Kursänderung vor-
genommen: Unter ihrer Führung 
hat die EU ein Abkommen mit 
der Türkei beschlossen, in dem 
sich die Türkei verpflichtet, alle
Flüchtlinge und Migranten zurück-
zunehmen, die nach dem 20. 
März auf die griechischen Inseln
kommen. Die EU hat sich verpfl ich-
tet, eine begrenzte Anzahl Syrer 
direkt aufzunehmen – kommt die-

ser Verpflichtung aber nur höchst 
eingeschränkt nach.

Im Gegenzug gibt es Zuge-
ständnisse an die Türkei: Locke-
rung von Visabestimmungen, 
neue Verhandlungen über einen 
EU-Beitritt und nicht zuletzt drei 
Milliarden Euro sofort und 2018 
weitere drei Milliarden für Flücht-
lingsprojekte.

Auch der (zunächst verscho-
bene) Plan der Bundesregierung, 
Algerien, Tunesien und Marokko 
als sichere Herkunftsländer ein-
zustufen, dient dem Zweck, die 
Flüchtlingszahlen zu verringern.

Solche Politik will sich anbie-
dern bei den armseligen Gestal-
ten, die auf nichts anderes stolz 
sein können, als dass sie in 
Deutschland geboren sind. Und 
zu einer solchen Politik passt 
auch die Meldung, dass Innenmi-
nister de Maizière mehr Rückhalt 
für Abschiebungen fordert – wir 
begrüßen die Proteste gegen die 
Rückführung von Asylbewerbern.

Am Ende dieses Beitrags 
möchte ich – wie viele andere 
Menschen auch – meinen Res-
pekt bekunden vor einem Men-
schen, der wahrlich stolz auf sein 
Lebenswerk sein kann: Rupert 
Neudeck (Komitee Cap Anamur / 
Deutsche Notärzte). Er und sein 
Team haben tausende Flüchtlinge 
und Menschen in Not gerettet. 
Neudeck ist am 31. Mai im Alter 
von 77 Jahren gestorben.

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig


